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Besonderheiten bei der Bewährungsverurteilung 
Jugendlicher
Dr. MANFRED BOESE,
Staatsanwalt beim Staatsanwalt des Bezirks Halle

Die Verurteilung auf Bewährung ist die Strafe, die die 
Gerichte gegenüber jugendlichen Straftätern am häufig­
sten aussprechen. Sie bietet wie keine andere Strafart die 
Möglichkeit, bei ihrer Ausgestaltung die Persönlichkeit und 
Erziehungsyerhältnisse des Jugendlichen zu berücksichti­
gen und für ihre Verwirklichung die gesellschaftlich-erzie­
herischen Potenzen voll zu nutzen.

Die immer vollkommenere Anwendung, Ausgestaltung 
und Verwirklichung der Bewährungsstrafe bei der Durch­
setzung eines gesellschaftsgemäßen Verhaltens straffällig 
gewordener Jugendlicher entspricht deshalb der den Ju­
stizorganen vom X. Parteitag der SED gestellten Aufgabe, 
einen noch größeren Beitrag zur Erziehung von Straftätern 
zu leisten.!

Um die Wirksamkeit der Verurteilung auf Bewährung 
beim jugendlichen Straftäter zu sichern, ist zum Teil eine 
andere Art und Weise der Einwirkung erforderlich als bei 
erwachsenen Tätern. Dazu gehört, ihm auch den moralisch­
rechtlichen Gehalt dieser Verurteilung bzw. den moralisch­
ethischen Wert einer damit verbundenen eventuellen Bürg­
schaft bewußt zu machen. Sinn und Zweck dieser Strafe 
und die sich daraus ergebenden Verpflichtungen sind dem 
Jugendlichen im Plädoyer des Staatsanwalts und im Ur­
teil des Gerichts deutlich zu erläutern.

Großes Verständnis und Einfühlungsvermögen verlangt 
die Aufgabe, die Verurteilung auf Bewährung in jugend­
spezifischer Weise inhaltlich auszugestalten und zu ver­
wirklichen.2 Dabei sind insbesondere auch die entwick­
lungsbedingten Besonderheiten eines Jugendlichen (§ 65 
Abs. 3 StGB) zu berücksichtigen. Eine Bewährungsverur­
teilung, die für den Jugendlichen nicht spürbar wird, d. h. 
aus der sich für ihn keine entsprechenden konkreten An­
forderungen an sein künftiges Verhalten ergeben, kann 
bei ihm zu der Auffassung führen, ohne Strafe davonge­
kommen zu sein.

Untersuchungen im Bezirk Halle haben ergeben, daß 
eine hohe Wirksamkeit der Verurteilung auf Bewährung 
bei Jugendlichen vor allem dann erreicht wird, wenn
— das Untersuchungsorgan oder der Staatsanwalt bereits 

im Ermittlungsverfahren solche gesellschaftlichen Kol­
lektive und Leiter in den Betrieben und Einrichtungen 
oder solche gesellschaftlichen Kräfte in den Wohnge­
bieten mobilisiert, die den Jugendlichen gut kennen, 
zu denen er Vertrauen hat und die fähig und bereit 
sind, den Bewährungsprozeß mitzugestalten und zu 
kontrollieren;

— im gerichtlichen Verfahren dem Jugendlichen indivi­
dualisierte, erzieherisch sinnvolle, d. h. vor allem spür­
bare und realisierbare Bewährungsverpflichtungen auf­
erlegt werden, mit deren Erfüllung er seine Bewährung 
und Wiedergutmachung nach weisen kann;

— das Gericht die kollektive und individuelle erzieheri­
sche Einwirkung auf den Jugendlichen koordiniert, den 
Bewährungsverlauf — insbesondere zu Beginn der Be­
währungszeit — straff kontrolliert und auf Bewährungs­
pflichtverletzungen zügig, konsequent und angemessen 
reagiert wird.
Auf der Grundlage der Ergebnisse der Untersuchungen 

will ich mich im folgenden mit einigen Fragen befassen, 
die m. E. im. Hinblick auf weitere Fortschritte bei der Er­
ziehung von Verurteilten Aufmerksamkeit verdienen.

Anwendung der Bewährungsverurteilung

Eine entscheidende Voraussetzung für die Wirksamkeit der 
Verurteilung auf Bewährung ist ihre richtige Anwendung. 
Die Abgrenzung zwischen dieser Maßnahme und anderen 
Maßnahmen der strafrechtlichen Verantwortlichkeit stellt 
Staatsanwalt und Richter in der täglichen Praxis immer

wieder vor schwierige Aufgaben, deren richtige Lösung 
sowohl für den Angeklagten als auch für die Gesellschaft 
von großer Bedeutung ist.3

Aus dem in § 69 StGB für Jugendliche festgelegten viel­
gestaltigen Katalog von Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit ist im Einzelfall diejenige auszuwählen, 
die der Schwere der Tat entspricht, die Persönlichkeit und 
die Erziehungsverhältnisse des Jugendlichen berücksichtigt 
und seine Erziehung zu gesellschaftlicher Disziplin sowie 
sein Hineinwachsen in die gesellschaftliche Verantwortung 
am besten fördert. Dies setzt nicht nur eine konkrete Ein­
schätzung der objektiven Schädlichkeit der Straftat des 
Jugendlichen und des Grades seiner Schuld voraus, sondern 
verlangt gleichzeitig Kenntnisse über solche Umstände sei­
ner Persönlichkeit und seiner Erziehungsverhältnisse, die 
Auskunft über seine erzieherische Beeinflußbarkeit sowie 
über die Notwendigkeit und Art der Änderung seiner Ein­
stellung und seines Verhaltens geben.

In § 30 StGB sind der Anwendungsbereich und Zweck 
der Strafen ohne Freiheitsentzug und in § 33 StGB das 
Anliegen der Verurteilung auf Bewährung fixiert Gemäß 
§ 71 StGB gelten diese Bestimmungen auch für Jugendliche. 
Zusätzlich ist geregelt, daß bei Vergehen Jugendlicher auch 
Strafen ohne Freiheitsentzug ausgesprochen werden kön­
nen, wenn sie im verletzten Gesetz nicht angedroht sind, 
und daß die Verurteilung auf Bewährung im Interesse der 
Persönlichkeitsentwicklung eines Jugendlichen mit spezi­
fischen Auflagen verbunden werden kann (§§ 71, 72 StGB).

Die durchgeführte Untersuchung ergab, daß in der über­
wiegenden Mehrzahl der Ausspruch der Bewährungsstrafe 
gerechtfertigt war.

In einigen Fällen erfolgte jedoch eine Verurteilung auf 
Bewährung, obwohl auf Grund der Tatschwere als dem 
entscheidenden Maßstab der Strafzumessung eine Über­
gabe der Sache an ein gesellschaftliches Gericht, die Auf­
erlegung besonderer Pflichten oder der Ausspruch einer 
Geldstrafe ausreichend gewesen wäre. Die bei diesen 
jugendlichen Tätern festgestellten negativen Auffälligkei­
ten im Sozialverhalten waren offensichtlich nicht in die 
richtige Relation zur Schwere der Tat gesetzt worden. 
Ebenso wurde in einigen anderen Fällen bei Tätern mit 
negativem Persönlichkeitsbild, aus dem meist eine geringe 
Fähigkeit bzw. Bereitschaft zu künftig gesellschaftsgemä­
ßem Verhalten abzuleiten war, die Dauer der Bewährungs­
zeit und die Höhe der angedrohten Freiheitsstrafe über 
die Tatschwere hinausgehend bemessen.

Dem liegt teilweise eine ungenügende Beachtung der 
Grundsätze der Strafzumessung (§ 61 StGB) und die ver­
einzelt anzutreffende fehlerhafte Auffassung zugrunde, die 
Höhe der angedrohten Freiheitsstrafe brauche nicht exakt 
begründet zu werden, da die Freiheitsstrafe ja ohnehin 
nicht vollstreckt wird, wenn sich der Verurteilte bewährt; 
ihre Bemessung sei deshalb neben der Festlegung der 
Strafart als ein zweitrangiges Problem anzusehen/*

Auf Grund der für den Verurteilten beim Wiederruf 
eintretenden Konsequenzen ist es erforderlich, die Höhe 
der anzudrohenden Freiheitsstrafe in strenger Überein­
stimmung mit den Prinzipien der sozialistischen Gesetz­
lichkeit und Gerechtigkeit zu bestimmen. PersönlidTkeits- 
umstände, die nicht über die Schuld in die Tatschwere ein­
gegangen sind, rechtfertigen — auch aus Gründen einer 
wirksameren erzieherischen Einflußnahme — keine über 
die Tatschwere hinausgehende strengere Bestrafung.3

Unsere Untersuchungen bestätigten, daß nicht eine lange 
Bewähruhgszeit und eine hohe Strafandrohung, sondern 
insbesondere eine die Persönlichkeit des jugendlichen 
Täters berücksichtigende wirkungsvolle Ausgestaltung und 
Verwirklichung der Verurteilung auf Bewährung ihre 
Wirksamkeit beeinflussen.


